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Fallbericht   14. Dezember 2023 

Geldbußen wegen Absprache im Industriebau zu Lasten der ThyssenKrupp Steel Europe AG  

Branche: Industriebau 

Aktenzeichen: B10-26/18 

Datum der Entscheidungen: 24.07.2023, 10.08.2023, 23.08.2023, 18.09.2023, 04.10.2023, 

29.11.2023 

 

Das Bundeskartellamt hat im Zeitraum von Juli bis November 2023 Geldbußen in einer Gesamthöhe von 

rund 2,3 Mio. Euro wegen einer Submissionsabsprache zu Lasten der ThyssenKrupp Steel Europe AG 

(nachfolgend: TK) verhängt. Adressaten der Geldbußen waren die folgenden Unternehmen: 

- Echterhoff-Holland Hoch- und Tiefbau GmbH, Bochum, nachfolgend: Echterhoff,  

- Eiffage Infra-West GmbH, Borken (bis zum 15. Juni 2020 als Heinrich Walter Bau GmbH 

firmierend), nachfolgend: Eiffage, 

- Fenne Baugesellschaft mbH, Gladbeck, nachfolgend: Fenne, 

- Gehrken Straßen- und Tiefbau GmbH & Co. KG, Dortmund, nachfolgend: Gehrken, 

- IH Inpako GmbH, Teutschenthal (bis zum 23. Oktober 2019 als WMB Wilhelm Maas Baubetriebe 

GmbH firmierend), nachfolgend: Maas, 

- Möllmann Straßen- und Ingenieurbau GmbH + Co KG. Dortmund (vor dem 09. Dezember 2016 

als Möllmann GmbH + Co Straßen-Tiefbau KG und danach bis zum 03. Mai 2017 als Kramer 

Straßen- und Ingenieurbau GmbH + Co KG firmierend), nachfolgend: Möllmann, 

- T&M Baugesellschaft mbH, Wesel (bis zum 06. Januar 2011 als PE-LA Baugesellschaft mbH 

firmierend), nachfolgend: T&M. 

Zudem wurden Geldbußen gegen fünf Verantwortliche dieser Unternehmen verhängt. Ein 

Bußgeldbescheid gemäß § 81 Abs. 3a GWB 2017 (heute: § 81a Abs. 1 GWB) erging gegen die AKM 

Verwaltungsgesellschaft mbH, Moers, nachfolgend: AKM.  

Betroffen von der Absprache waren 122 Aufträge, die die TK im Zeitraum von März 2007 bis Februar 

2017 bei Industriebauunternehmen anfragte. Das Auftragsvolumen dieser Aufträge beträgt etwa 32 

Mio. Euro.  
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Die ersten wettbewerbswidrigen Kontakte zwischen Wettbewerbern über die von TK angefragten 

Projekte begannen nach der Einführung der unternehmenseigenen Ausschreibungsplattform 

(thyssenkrupp Sourcing Plattform) im Jahr 2005. Beteiligt an diesen frühen Kontakten waren 

Verantwortliche der Unternehmen, mit denen die TK einen Rahmenvertrag für das Werk Duisburg-Nord 

geschlossen hatte. Dazu zählten zum damaligen Zeitpunkt jedenfalls die Unternehmen Echterhoff, 

Eiffage, Gehrken und Möllmann sowie ein weiteres Unternehmen. Im Frühjahr und Herbst 2007 fanden 

zwei Treffen dieser kartellbeteiligten Unternehmen in einem Restaurant im Duisburger Hafen statt. 

Inhaltlich ging es vor allem um die ungenügende Ertragssituation. 

2010/2011 kam es zu Veränderungen im inneren Kreis des Kartells. Ausgelöst wurden diese 

Veränderungen dadurch, dass das zuvor genannte weitere Unternehmen zunächst den Standort auf 

dem Gelände von TK und dann den Industriebau insgesamt aufgab. Mehrere Verantwortliche verließen 

dieses Unternehmens daraufhin: Ein Verantwortlicher wechselte im Mai 2010 zu Maas, die schon vorher 

Schutzangebote zugunsten anderer kartellbeteiligter Unternehmen abgegeben hatte und durch den 

Wechsel Teil des inneren Kreises des Kartells wurde. Zwei weitere Mitarbeiter wechselten zu T&M, die 

seit spätestens März 2011 ebenfalls zum inneren Kreis des Kartells zählte. Neben dem inneren Kreis des 

Kartells war eine große Anzahl weiterer Unternehmen in die Absprachen eingebunden. Ab März 2014 

gehörte dazu auch die Fenne. 

Im Sommer 2010 fand ein weiteres Treffen der kartellbeteiligten Unternehmen statt. Vertreten waren 

jedenfalls die Unternehmen Echterhoff, Gehrken, Maas und Möllmann. Ob Vertreter weiterer 

Unternehmen anwesend waren, konnte nicht geklärt werden. Das Treffen fand in einer Gaststätte im 

Duisburger Hafen statt. Themen waren der Leistungskatalog der TK, (schlechte) Erfahrungen mit der TK, 

vergangene Projekte und wer welche Projekte realisiert hatte, kommende Projekte und was darüber 

bekannt war. Konkrete Projektabsprachen gab es nicht. 

Anders war dies auf dem Treffen, das am 09. Juni 2016 in den Räumlichkeiten der Maas stattfand. 

Teilnehmer waren Vertreter der Unternehmen Fenne, Maas und T&M. Ein Vertreter von Echterhoff war 

eingeladen, sagte jedoch kurzfristig ab. Auf diesem Treffen wurde auch über konkrete Projekte 

gesprochen, soweit diese bekannt waren. 

Den letzten wettbewerbswidrigen Kontakt gab es im Februar 2017. 

Das Kartell funktionierte über den gesamten Tatzeitraum auf dieselbe Art und Weise. Ausgangspunkt 

der Absprachen über einzelne Projekte war in allen Fällen, dass bei TK in der Regel eine gemeinsame 

Baustellenbegehung mit allen angefragten Bietern stattfand. Bei der Baustellenbegehung führten die 
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kartellbeteiligten Unternehmen bereits erste Gespräche darüber, wer an dem betreffenden Auftrag 

interessiert war. Diese Gespräche fanden in der Regel auf dem Rückweg zum Ausgangspunkt der 

Begehung, etwa einem Bürogebäude oder einem Container, statt. Dabei genügten wenige Worte für 

eine erste Klärung der Interessenlage. 

Im Nachgang zur Baustellenbegehung wurden die Kontakte intensiviert. In meistens bilateralen 

Telefonaten wurde geklärt, wer den Zuschlag bekommen sollte (sog. herausgestellter Bieter) und welche 

Unternehmen Schutzangebote abgeben sollten. Diese erhielten vom herausgestellten Bieter in der 

Regel Vorgaben für ihre Schutzangebote – nach dem Sprachgebrauch wurden die anderen Bieter dann 

mit einem Angebot „bedient“ oder „versorgt“. Bei Katalogarbeiten wurden die entsprechenden 

Prozentsätze für die zu gewährenden Rabatte durchweg telefonisch ausgetauscht, bei anderen 

Projekten versandte der herausgestellte Bieter Kalkulationen an die Mitbieter in aller Regel per Fax. 

Konnten sich alle Bieter bei einem Projekt einigen, war nach dem Sprachgebrauch der Beteiligten „der 

Kreis rund/geschlossen“. Es kam aber auch vor, dass sich nicht alle Bieter an der Absprache über ein 

Projekt beteiligten oder dass einzelne kartellbeteiligte Unternehmen sich nicht an die Absprache hielten. 

Mitunter kam es auch vor, dass ein kartellbeteiligtes Unternehmen „stillhielt“, d.h. absprachegemäß gar 

kein Angebot abgab. Manchmal war es aber auch so, dass Unternehmen gar kein Interesse an einem 

Auftrag hatten (etwa aus Kapazitätsgründen), aber trotzdem ein Angebot abgeben wollten. Teilweise 

forderten kartellbeteiligte Unternehmen sogar, mit einem Angebot „bedient“ oder „versorgt“ zu 

werden, um ohne größeren Kalkulationsaufwand gegenüber der TK Präsenz im Vergabeverfahren zeigen 

zu können. 

Vor Verhandlungen kam es mitunter zu erneuten Gesprächen zwischen den kartellbeteiligten 

Unternehmen, die zu den Verhandlungen eingeladen waren, um im Vorfeld einen Zielpreis festzulegen. 

Es kam auch vor, dass eines der kartellbeteiligten Unternehmen den herausgestellten Bieter „abschoss“, 

d.h. unterbot, was dann für Konflikte sorgen konnte. 

Es gab keine Ausgleichszahlungen. Das Grundprinzip bestand darin, dass jedes Unternehmen mal zum 

Zug kommen sollte. Eine feste Reihenfolge oder eine Quote gab es nicht. Allerdings haben die 

Unternehmen – jedenfalls teilweise – „Buch geführt“, um zu ermitteln, wer welchen Auftrag bekommen 

hat. 

Alle bebußten Unternehmen haben einen Kronzeugenantrag gestellt.  

Während des Ordnungswidrigkeitenverfahrens stellte die Maas ihre Geschäftstätigkeit ein; anschließend 

wurden die Unternehmensanteile für einen Kaufpreis von einem Euro auf eine externe Gesellschaft 
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übertragen, die nicht zur Unternehmensgruppe gehörte, der die Maas bis dahin angehört hatte. Gegen 

die AKM wurde deshalb eine Unternehmensgeldbuße nach § 81 Abs. 3a GWB 2017 (heute § 81a Abs. 1 

GWB) festgesetzt. 

Die Bußgeldbescheide sind inzwischen rechtskräftig. Die Unternehmen AKM, Maas, Echterhoff, Eiffage, 

Gehrken, Möllmann und T&M sowie die bebußten Verantwortlichen dieser Unternehmen haben einer 

einvernehmlichen Verfahrensbeendigung (Settlement) zugestimmt. 

Das Verfahren B10-26/18 war Teil eines größeren Verfahrenskomplexes, zu dem auch die Verfahren 

B10-25/18 und B10-27/18 gehörten (vgl. die entsprechenden Fallberichte). 

 

Hinweis 

Personen, denen aus dem Verstoß ein Schaden entstanden ist, können diesen bei Vorliegen der 

gesetzlichen Voraussetzungen von den Beteiligten ersetzt verlangen. Soweit die Entscheidungen 

bereits rechtskräftig sind, kommt ihnen gegenüber dem jeweiligen Adressaten des Bescheides 

im Hinblick auf die Feststellung des Verstoßes eine Bindungswirkung nach § 33b GWB zu. 

Wer einen Schadensersatzanspruch nach § 33a GWB glaubhaft machen kann, hat unter weiteren 

Voraussetzungen einen Anspruch auf Herausgabe von Beweismitteln und Erteilung von Auskünften nach 

§ 33g GWB. 

Der Fallbericht gibt den Stand vom Tag der Veröffentlichung wieder und trägt etwaigen späteren 

Ereignissen keine Rechnung 

 


